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Haftung für Treuhänderhonorar bei Liquidation einer juristischen Person
Sachverhalt

· Im Dez. 1999 hat eine Treuhandfirma in Schwyz  die Errichtung  einer Beistandstand nach Art. 393 ZGB für die X. Holding AG ( internationale Finanzgesellschaft) beantragt. (Grund: Fehlende Organe: Vermögen noch vorhanden).
· Im Februar 2000 hat die VB Schwyz die Beistandschaft angeordnet und meinen Vorgänger mandatiert. Dem Beistand wurde das Substitutionsrecht eingeräumt. Der Beistand ist berechtigt, soweit erforderlich das Mandat Dritten zu übertragen und/oder fachliche Unterstützung einzuholen.

· Ziel und Auftrag:  Liquidation der Firma

· Mein Vorgänger hat dann die obige Treuhandfirma beauftragt, die Liquidation der X. Holding vorzunehmen. ( internationale Ausschreibung etc.)

· Alles wurde ein wenig auf die lange Bank geschoben und das Vermögen von Fr. 28`000.- wurde durch Steuern und Honorare ( Steuererklärungen etc. ) geschmälert.

· Am Schluss war nur noch ein Vermögen von Fr. 2500.- vorhanden und die

Treuhandfirma stellte eine Honorarforderung von Fr. 4500.-.

· Als Beistand verhandelte ich dann mit der Treuhandfirma und überwies Fr. 2500.-.
· Die Treuhandfirma zeigte sich nur teilbefriedigt und erhebt nun eine Forderung der restllichen Fr. 2000.-.

· Die Treuhandfirma ist der Meinung, dass die Gemeinde den Rest bezahlen muss. Der Präsident der VB sieht keinen Rechtstitel, um den Rest aus Steuergeldern zu berappen. Beide Parteien beharren auf ihrem Standpunkt. 

Grundsätzliche Fragen:

1. Kann die Treuhandfirma von der Gemeinde Schwyz das Geld verlangen ?

2. Kann die Treuhandfirma die Gemeinde oder die H. Holding Firma betreiben ?

3. Kann die Treuhandfirma mich als Beistand betreiben ?

4. Muss die Gemeinde als Auftraggeberin für den entstandenen „ Schaden“ aufkommen

5. Wie sieht generell die rechtl. Seite aus. ?

6. Wie lässt sich der Konflikt ohne juristisches Säbelrassen lösen ?
Erwägungen

1. Ziel der Beistandschaft nach Art. 393 Ziff. 4 ZGB ist entweder die Wiedererlangung der Handlungsfähig durch Wahl der nötigen Organe oder die Liquidation der Firma. Nach der Darstellung wurde die vormundschaftliche Massnahme mit dem Ziel, die Finanzholding zu liquidieren, errichtet.

2. Der eingesetzte Beistand ist gesetzlicher Vertreter der zu liquidierenden Firma X. Holding AG und verpflichtet durch seine Handlungen die vertretene Person, also hier die X.

3. Der erste Beistand erteilte einer Treuhandfirma einen Auftrag gemäss Art. 394 OR. Diese Firma wusste, dass sie die Firma X. Holding AG zu liquidieren hat. Zu Beginn des Auftrages bestand noch Vermögen. Als Beauftragte hatte die Treuhandfirma die Pflicht zu getreuer Geschäftsführung und haftet für die gleiche Sorgfalt wie der Arbeitnehmer im Arbeitsverhältnis (Art. 398 Abs. 1, 321e Abs. 2 OR). Sie wird damit auch für Schaden haftbar, den sie der Auftraggeberin (X. AG) absichtlich oder fahrlässig zufügt. 


4. Aus dem geschilderten Sachverhalt geht zuwenig hervor, weshalb das ursprüngliche Vermögen von Fr. 28'000 bis auf Fr. 2'500 geschmälert worden ist. Aufgrund der auftragsrechtlichen Bindung hatte die Treuhandfirma allerdings von Anbeginn - wenn vielleicht auch nicht ausdrücklich, so doch stillschweigend, weil es sich aus der Natur der Sache nicht anders verstehen lässt – die Verpflichtung, mit den vorhandenen Mitteln der Firma X. die Liquidation herbeizuführen. Wenn sie als fachkundige Beauftragte unbesehen der verfügbaren Mittel Verpflichtungen einging und Verbindlichkeiten bezahlte, welche die Möglichkeiten der Liquidationskandidatin sprengten, haftet sie selbst für die Ausfälle (Art. 398 OR).

5. Die Abrechnung der Treuhandfirma wird mit Sicherheit durch den Beistand und die Vormundschaftsbehörde genauer zu revidieren sein. Aufgrund der hier getroffenen Annahmen besteht aber keine Möglichkeit, dass die von der X. AG (vertreten durch den Beistand) in Auftrag gegebenen Dienste mit andern als den betriebseigenen Mitteln abgegolten werden können. Sie kann die X. AG nicht einmal betreiben, wenn sie unterdessen liquidiert ist.


6. Zu den Liquidationskosten gehören im Übrigen die Entschädigung des amtlichen Beistandes und die Gebühren der Vormundschaftsbehörde. Solche Unkosten hat die Liquidatorin bei ihrer Auftragserfüllung ebenfalls in Betracht zu ziehen.


7. Anders zu verfahren wäre, wenn die Treuhandfirma als Beistand eingesetzt worden wäre. Diesfalls müsste das Gemeinwesen die Entschädigung bezahlen, soweit die Betriebsmittel der Verbeiständeten nicht ausreichen würden (Art. 416 Abs. 2 ZGB; Thomas Geiser, Basler Kommentar ZGB I, N 4 zu Art. 416). Allerdings ist Vorsicht geboten bei der Anordnung von Beistandschaften für Firmen, denen die nötigen Mittel fehlen, weil sie auf andere Weise aus dem Handelsregister gelöscht werden können als über den Umweg einer Verbeiständung (Heinz Bachtler, Praktische Fragen bezüglich der Beistandschaft für juristische Personen, in: Probleme und Ziele der vormundschaftlichen Fürsorge, Zürich1963, S. 218).

8. Zu Ihren Fragen:

a) Kann die Treuhandfirma von der Gemeinde Schwyz das Geld verlangen ? 
Nein.

b) Kann die Treuhandfirma die Gemeinde oder die H. Holding Firma betreiben ? 
Sie kann, wird aber keinen Erfolg haben, weil die Gemeinde Rechtsvorschlag erheben wird, weil sie nichts schuldet, und die X. Holding keine Mittel mehr hat.

c) Kann die Treuhandfirma mich als Beistand betreiben?
Nein, sie sind Beistand einer Firma und handeln nicht in eigenem Namen. 

d) Muss die Gemeinde als Auftraggeberin für den entstandenen „Schaden“ aufkommen.
Nach Ihrer Schilderung hat die Gemeinde keinen Auftrag erteilt, sondern der Beistand als Vertreter der Firma X. Mit der Einräumung des Substitutionsrechts an den Beistand wurde die Gemeinde nicht Vertragspartnerin der Treuhandfirma (ausser, es sei ein entsprechender Auftrag seitens der Gemeinde erfolgt, was aber nicht der Fall zu sein scheint und auch nicht angebracht wäre).

e) Wie sieht generell die rechtl. Seite aus. ?
Siehe oben Ziff. 1-7.

f) Wie lässt sich der Konflikt ohne juristisches Säbelrasseln lösen?
Die Treuhandfirma wird ihre Forderung abschreiben müssen. 
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 23.3.2006
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